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An das 
Bundesministerium für Inneres 

Abteilung 111/1 - Legistik 

Herrengasse 7 

1010 Wien 

Per E-Mail: BMI-III-1@bmi.gv.at 

begutachtunsverfahren@parlament.gv.at 

Ihr Zeichen I,hre Nachrichi vom I Unser Zeichen I Bearbeiler/in, DW 

HLD/RE Dr. Zieptnig, 10698 

10rt, Dalum 

Wien, 18.08.2017 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz, das Bundes­
straßen-Mautgesetz 2002, die Straßenverkehrsordnung 1960 und das Telekommunika­
tionsgesetz 2003 geändert werden, Begutachtung 
Stellungnahme der ASFINAG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Autobahnen- und Schnellstraßen Finanzierungs-Aktiengesellschaft (ASFINAG) dankt für 

die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Sicher­

heitspolizeigesetz, das Bundesstraßen-Mautgesetz 2002, die Straßenverkehrsordnung 1960 

und das Telekommunikationsgesetz 2003 geändert werden sollen und nimmt dazu binnen of­

fener Frist wie folgt Stellung: 

1. Einleitende Bemerkungen 

Im vorliegenden Begutachtungsentwurf sollen mehrere gesetzliche Verpflichtungen eingeführt 

werden, die unter anderem auch die Maut- und Videosysteme der ASFINAG direkt betreffen 

würden . Vor diesem Hintergrund erläutern wir in Punkt 2 die technischen Eckpunkte der we­

sentlichen von der ASFINAG betriebenen Systeme. Darauf aufbauend nehmen wir in Punkt 3 

konkret zu den einzelnen Novellenentwürfen Stellung. 
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2. Zu den Video- und Mautsystemen der ASFINAG 

Eingangs halten wir fest, dass uns der Betrieb der unten beschriebenen technischen Systeme 

ausschließlich auf Basis konkreter gesetzlicher Vorgaben erlaubt ist, insbesondere dem Bun­

desstraßen-Mautgesetz (BStMG), dem Straßentunnel-Sicherheitsgesetz (STSG), der Stra­

ßenverkehrsordnung (StVO) sowie dem Datenschutzgesetz (DSG); die entsprechenden Mel­

dungen beim Datenverarbeitungsregister (DVR) wurden erstattet. 

Videosysteme der ASFINAG 

Die ASFINAG betreibt zur Erfüllung ihres gesetzlichen Auftrages verschiedene Videosysteme. 

Dabei handelt es sich im Wesentlichen um Systeme zur Verkehrsbeobachtung und zur Video­

überwachung (insbesondere in Tunnels). 

a) Auf Basis von § 98f StVO betreibt die ASFINAG im Freiland Videosysteme zum Zweck der 

Verkehrsbeobachtung, insbesondere für das Verkehrs- und Ereignismanagement. Bei die­

sen Videosystemen werden grundsätzlich keine Videobilder gespeichert, sondern erfolgt 

die Beobachtung des Verkehrsgeschehens in Echtzeit. Eine Speicherung dieser Daten ist 

gemäß § 98f Abs 3 StVO nicht zulässig. Die eingesetzten Videosysteme zur Verkehrsbe­

obachtung sind daher derzeit nicht dafür ausgelegt, diese Daten zu speichern. 

b) Von ausgewählten Freilandkameras werden (nicht-personenbezogene) Einzelbilder den 

Endkunden öffentlich in Form von Webcams zur Verfügung gestellt. Diese Webcams sind 

auf der Homepage der ASFINAG und für Nutzer der App frei zugänglich. 

c) In Tunnels betreibt die ASFINAG gemäß § 4 STSG ein Videoüberwachungssystem. Die­

ses dient dazu, den Verkehr zu überwachen und Verkehrsstörungen zu erkennen. Gemäß 

§ 4 Abs 5 Z 2 STSG dürfen Bilder ausschließlich zum Zweck "der möglichst frühzeitigen 

und deutlichen Erkennung von Gefahren für die Sicherheit des Straßenverkehrs und des 

Tunnelbetriebs sowie der Unterstützung des Tunnel-Managers und der Einsatzdienste bei 

der Bewältigung solcher Gefahren erfasst, übertragen, aufgezeichnet und genutzt wer­

den". Gemäß Z 4Ieg.cit. hat die Aufzeichnung und Wiedergabe der Bilder in einer Qualität 

zu erfolgen, "die eine Erkennbarkeit einzelner Personen oder Fahrzeugkennzeichen aus­

schließt". Jedenfalls sind die Bilder gemäß Z 6Ieg.cit. spätestens nach Ablauf von 72 Stun­

den zu löschen. Derzeit ist das System der ASFINAG so ausgelegt, dass die anfallenden 

Videobilder maximal 48 Stunden in einem Ringspeicher gespeichert und nach dieser Zeit 

automatisch gelöscht werden. Technisch ist das bestehende System daher nur auf das 

von der Rechtslage Erlaubte ausgestattet, sodass weitergehende Verpflichtungen eine -
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mit erheblichen Kosten verbundene - Nachrüstung des Systems mit sich bringen würden. 

Inwieweit diese Verpflichtung zur Investition durch die ASFINAG grundrechtlich erlaubt ist, 

muss hier noch nicht beantwortet werden. 

d) Die Rastplätze der ASFINAG werden auf Basis der Vorgaben des Datenschutzgesetzes, 

insbesondere zum Schutz von Objekten und Personen, durch ausgewählte Kameras über­

wacht und dabei teilweise Video bilder aufgezeichnet. Die Aufzeichnung erfolgt für maximal 

48 Stunden in einem Ringspeicher. Nach Ablauf der 48 Stunden werden die Videobilder 

automatisch gelöscht. Im Ereignisfall (zB bei Diebstählen auf Rastplätzen) können die ge­

speicherten Videobilder auf ein externes Medium übertragen werden. 

Ergänzend ist zu den oben angeführten Videosystemen anzumerken, dass diese systemtech­

nisch nicht darauf ausgerichtet sind, Kennzeichen systematisch zu erfassen oder gar automa­

tisch auszuwerten. 

Mautsystem der ASFINAG 

Die ASFINAG betreibt im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages ein Mautsystem für das maut­

pflichtige Straßennetz in Österreich. Für Kraftfahrzeuge kleiner 3,5t gilt die zeitabhängige Maut 

(Vignette, Streckenmaut); für Kraftfahrzeuge größer 3,5t gilt die fahrleistungsabhängige Maut 

(GO Maut). Die ASFINAG ist gesetzlich verpflichtet, die ordnungsgemäße Entrichtung der 

Maut zu kontrollieren. Kraftfahrzeuge, die das mautpflichtige Straßennetz benützen, ohne die 

Maut ordnungsgemäß zu entrichten, begehen das Delikt der Mautprellerei (§ 20 BStMG). 

Die ASFINAG darf, um festzustellen ob die Maut ordnungsgemäß entrichtet wurde und um 

Mautprellerei zu verfolgen, gemäß § 19a BStMG technische Einrichtungen (vor allem Kame­

ras) einsetzen. 

a) Im Anwendungsbereich der fahrleistungsabhängigen Maut (GO Maut) wird die Einhaltung 

der Mautentrichtung mittels Kontrolleinrichtungen auf Mautportalen überprüft. Verfügt ein 

Kraftfahrzeug über eine gültige GO-Box, wird von diesem Fahrzeug kein Bild angefertigt. 

Lediglich in jenen Fällen, in denen ein Fahrzeug über keine gültige GO-Box verfügt und 

somit der Verdacht auf Mautprellerei vorliegt, wird automatisiert ein Bild angefertigt. Im 

Rahmen einer manuellen Nachkontrolle der so gewonnen Bilder wird das Delikt der Maut­

prellerei verifiziert. Zusammengefasst sieht das System der fahrleistungsabhängigen Maut 

systemtechnisch vor, dass - entsprechend den gesetzlichen Vorgaben - überhaupt nur 

von jenen Fahrzeugen ein Bild angefertigt wird, bei denen der Verdacht auf Mautprellerei 

vorliegt. 
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b) Ähnlich verhält es sich mit der Kontrolle der zeitabhängigen Maut. Auch dort detektiert das 

System der Automatischen Vignettenkontrolle, ob ein Fahrzeug über eine gültige Vignette 

verfügt. Nach § 19a Abs 2 BStMG darf nur dann, wenn bei einem Fahrzeug keine gültige 

Vignette erkannt wird und der Verdacht auf Mautprellerei besteht, ein Bild (Kontrolldaten­

satz) gespeichert werden. Diese Kontrolldatensätze werden lokal abgeglichen und gespei­

chert, anschließend periodisch (d.h. nicht in Echtzeit) von der jeweiligen Anlage abgeholt 

und einer manuellen Nachkontrolle unterzogen. Die Kameras zur Kontrolle der zeitabhän­

gigen Maut sind österreichweit an regelmäßig wechselnden Standorten im Einsatz. Damit 

wird dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung getragen. 

c) Zur Kontrolle der Einhaltung der Streckenmaut sind an den MautsteIlen ebenfalls Kameras 

im Einsatz. Die Abfertigungsspuren der MautsteIlen sind zu diesem Zweck mit Kameras 

ausgestattet, insbesondere um Fahrzeuge mit vorab gebuchten Karten erkennen zu kön­

nen und passieren zu lassen. Nach Durchfahrt des Fahrzeugs wird das Bild verworfen. 

Sonstige Systeme, welche von der ASFINAG technisch betrieben werden 

Die ASFINAG errichtet in Abstimmung mit den Landes-Verkehrsbehörden Anlagen zur Ge­

schwindigkeitsüberwachung auf dem hochrangigen Straßennetz. Die ASFINAG sorgt in die­

sen Fällen als Dienstleister ausschließlich für den technischen Betrieb. Die von den Geschwin­

digkeitsmessanlagen detektierten Verdachtsfälle werden unmittelbar auf der Geschwindig­

keitsmessanlage verschlüsselt und zum Server der zuständigen Behörde übertragen. Die AS­

FINAG hat zu keinem Zeitpunkt Zugriff auf den Inhalt der Daten und ist entsprechend den 

Dienstleistervereinbarungen nur für die Errichtung und den technischen Betrieb zuständig. 

a) Einrichtungen für die punktuelle Geschwindigkeitsmessung erzeugen nur dann Übertreter­

daten, wenn eine Geschwindigkeitsübertretung vorliegt. Sie erfassen also bereits system­

bedingt nicht den gesamten Verkehr. 

b) Einrichtungen für die abschnittsbezogene Geschwindigkeitsmessung ("Section Control") 

erfassen systemtechnisch vorerst alle Kennzeichen des gesamten Verkehrs bei der Ein­

fahrt in den Section Control Abschnitt. Auf Basis eines Timers, welcher die Durchfahrtszeit 

misst, wird erkannt, ob das Fahrzeug die höchstzulässige Geschwindigkeit überschritten 

hat. In diesem Fall wird ein Verdachtsfalldatensatz inkl. Beweisbild gespeichert. Läuft der 

Timer ungehindert ab, werden die Kennzeichendaten sofort lokal verworfen. 
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Hinsichtlich der hier angeführten Systeme ist darauf hinzuweisen, dass die ASFINAG keinen 

Zugriff auf die erhobenen Bild- und sonstigen Daten hat. Diese sind verschlüsselt und stehen 

nur den Sicherheitsbehörden zur Verfügung. 

3. Zu den einzelnen Novellenvorschlägen 

3.1 § 53 Abs 5 SPG 

Gemäß § 53 Abs 5 soll es Sicherheitsbehörden im Einzelfall ermöglicht werden, personenbe­

zogene Ton- und Bilddaten zu verwenden, die öffentliche oder private Rechtsträger mittels 

Bild- oder Tonaufzeichnungsgeräten rechtmäßig verarbeitet haben. Laut den Erläuterungen 

soll es sich dabei um "freiwillig" übergebene Bild- und Tondaten dieser Rechtsträger handeln. 

§ 53 Abs 5 sieht zusätzlich vor, dass Rechtsträger, die zulässiger Weise den öffentlichen Raum 

überwachen, verpflichtet sein sollen, Bilddaten auf Verlangen der Sicherheitsbehörden unver­

züglich weiterzugeben oder Zugang dazu zu gewähren (laut Erläuterungen im Sinn eines 

"Echtzeitstreamings" bei gerade erst anfallenden Bilddaten). Nach den Erläuterungen soll auch 

die ASFINAG von diesen Verpflichtungen betroffen sein. Gemäß § 53 Abs 5 soll der Rechts­

träger ab dem Zeitpunkt der Kenntnis von einem solchen Verlangen der Behörden die verlang­

ten Bilddaten nicht mehr löschen dürfen (Löschverbot analog zu § 26 Abs 7 DSG). 

Zum Entwurf ist aus der Sicht der ASFINAG im Interesse ihrer Kunden die Frage voranzustel­

len, ob die (anscheinend intendierte) lückenlose Erfassung aller Bild- und Videodaten von Nut­

zern des hochrangigen Straßennetzes ein verhältnismäßiger Eingriff in die Rechte der wohl 

überwiegend unbescholtenen Nutzer darstellt, der "für die Zwecke der Vorbeugung wahr­

scheinlicher oder Abwehr gefährlicher Angriffe gegen Leben, Gesundheit ... " notwendig ist. 

Der Entwurf präzisiert in Abs 5 erster Satz die Verpflichtung der ASFINAG, dass es sich um 

"rechtmäßig" verarbeitete Daten handeln muss. Hier geht die ASFINAG davon aus, dass mit 

dieser Regelung keine über die - unter Punkt 2 der Stellungnahme dargestellten - gesetzli­

chen Rechte und Pflichten (zB Speicherverbot nach § 98f StVO) hinausgehende derogierende 

Regelung vorliegt. Da diese Rechtsauffassung zwar mit dem Wortlaut der Regelung, nicht je­

doch mit den Erläuterungen übereinstimmt, scheint es unabdingbar, eine entsprechende Prä­

zisierung des Normtextes vorzunehmen. 

Der Begriff "Echtzeitstreaming" (Erläuterungen zu § 53 Abs 5) sollte unseres Erachtens präzi­

siert werden. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob vorgesehen ist, dass ein Mit-
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arbeiter der Sicherheitsbehörde vor Ort beim verpflichteten Rechtsträger Zugang zu den Echt­

zeitbildern erhält oder die Sicherheitsbehörden über entsprechende technische Einrichtungen 

einen remote-Zugriff auf die Systeme des verpflichteten Rechtsträgers erhalten sollen. Die 

Kostentragung für die Umsetzung solcher allfälligen Systeme bleibt ebenfalls offen. 

Weiters ersuchen wir um KlarsteIlung, wie der Begriff "Verlangen" gegenüber einem privaten 

Rechtsträger zu verstehen ist (konkret, um welchen Rechtsakt es sich handelt) und von wem 

dieses Ersuchen operativ gestellt werden soll. Nach aktueller Rechtslage kann eine Heraus­

gabe von vorhandenen Bilddaten in der Regel nur auf staatsanwaltschaftliche Anordnung er­

folgen, welche bestimmten Formanforderungen sowie dem Rechtsschutz unterliegt. 

Im Sinn einer Verwaltungsvereinfachung, aber auch zur besseren Dokumentation und Nach­

vollziehbarkeit, ersuchen wir um Präzisierung, dass "Verlangen" im Sinn des § 53 Abs 5 von 

einer zentralen Stelle gestellt werden und allenfalls unter Verwendung eines vorab festgeleg­

ten IT-Systems. Dies müsste jedenfalls präzise normiert werden, und zwar mit dem Ziel, einen 

einheitlichen Vollzug und dessen Nachvollziehbarkeit sicherzustellen. 

Ein Aspekt, der unseres Erachtens weder im Gesetzesentwurf noch in den Erläuterungen aus­

reichend klargestellt ist, betrifft das Verhältnis zwischen § 53 Abs 5 SPG und § 19a BStMG. 

Wir gehen davon aus, dass es sich bei der Kontrolle der Mautentrichtung (zur Funktionsweise 

siehe Punkt 2 oben) um keine "Überwachung des öffentlichen Raums" handelt. Die Systeme 

zur Kontrolle der Mautentrichtung sind bereits intentional nicht darauf ausgelegt, den öffentli­

chen Raum systematisch zu überwachen, sondern lediglich im Kontext der Mautpflicht einen 

Verdacht auf Mautprellerei festzustellen. Unseres Erachtens sollte in diesem Zusammenhang 

auch klargestellt werden, dass die speziellen Verpflichtungen in § 19a BStMG von den Rege­

lungen in § 53 Abs 5 und § 93a SPG unberührt bleiben. Aus systemtechnischer Sicht weisen 

wir darauf hin, dass das Mautsystem technisch nicht in der Lage ist, ein Echtzeitstreaming zu 

ermöglichen - wie oben bereits ausgeführt, werden im Rahmen des Mautsystems lediglich 

Einzelbilder von Kraftfahrzeugen, die im Verdacht stehen das Delikt der Mautprellerei began­

gen zu haben, angefertigt. 

Sollte die "Aufrüstung" insbesondere der Systeme der ASFINAG vom Gesetzgeber gewünscht 

werden, wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass damit derart hohe Kosten verbunden wä­

ren, dass sich - so die ASFINAG diese Kosten zu tragen hätte - die Frage nach der Sachlich­

keit der Regelung stellen würde. 
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3.2 § 93a SPG 

§ 93a sieht vor, dass Auftraggeber, die den öffentlichen Raum überwachen, die örtlich zustän­

dige Sicherheitsbehörde über die Verwendung von technischen Einrichtungen zur Bildverar­

beitung informieren müssen. Damit soll laut den Erläuterungen der örtlich zuständigen Sicher­

heitsbehörde die Möglichkeit gegeben werden, eine auf den "jeweiligen Einzelfall abstellende 

Prüfung" vorzunehmen und zu beurteilen, ob eine längere Speicherdauer - offensichtlich im 

Einzelfall - aus bestimmten Gründen festgelegt werden soll. Diese, mit Bescheid festlegbare 

Aufbewahrungsverpflichtung, soll zwei Wochen nicht übersteigen. 

Im Zusammenhang mit dieser Bestimmung weisen wir darauf hin, dass nur bestimmte Teile 

des Videosystems der ASFINAG technisch dazu ausgestattet sind, Videobilder zu speichern. 

Sofern also die ASFINAG auf Basis von § 93a per Bescheid verpflichtet werden sollte, Video­

bilder länger als bisher vorgesehen zu speichern, ist dies nur bei ausgewählten Kamerasyste­

men technisch möglich. 

Darüber hinaus merken wir an, dass jene Videosysteme der ASFINAG, welche eine Speiche­

rung vorsehen, für eine Speicherdauer von bis zu zwei Wochen - die Anordnung einer solchen 

Speicherdauer soll gemäß § 93a per Bescheid möglich sein - nicht geeignet sind. Eine Ver­

längerung der Speicherdauer auch nur für einzelne Videokameras ist technisch nicht vorgese­

hen. Nach § 93a soll eine bescheidmäßige Vorschreibung der Speicherdauer von bis zu 14 

Tagen möglich sein. Wenn alle Videokameras der ASFINAG auf dem hochrangigen Straßen­

netz auf eine solche maximale Speicherdauer ausgelegt würden, um der gesetzlichen Ver­

pflichtung allenfalls entsprechen zu können, wäre dies mit voraussichtlichen Kosten im zwei­

stelligen Millionenbereich verbunden. Auch die technische Umrüstung würde erhebliche orga­

nisatorische und zeitliche Implikationen verursachen, da eine derart umfangreiche Verlänge­

rung der potentiellen Speicherdauer in den aktuellen Verträgen mit Lieferanten nicht vorgese­

hen ist. Auch hier stellt sich die Frage nach der Sachlichkeit der Regelung. 

Hinsichtlich der gesetzlichen Ermächtigung, wonach die Sicherheitsbehörde mit Bescheid eine 

längere Aufbewahrungsdauer festlegen kann, dürfen wir folgende Klarstellungen anregen: 

Zunächst ist für uns weder aus dem Gesetzestext noch aus den Erläuterungen klar, ob sich 

eine solche bescheidmäßige Anordnung lediglich auf einen konkreten Einzelfall (zB einen kon­

kreten Vorfall zu einem bestimmten Datum) beziehen oder eine generelle Anordnung darstel­

len soll, bestimmte Videobilder (zB von einem Streckenabschnitt einer Autobahn) generell oder 

im Einzelfall für mehrere Tage nicht zu löschen. 
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Weiters regen wir an, dass solche Bescheide von einer zentralen Stelle an die ASFINAG über­

mittelt werden. Andernfalls würde sich eine inhaltliche Bearbeitung derartiger Bescheide vo­

raussichtlich sehr schwierig und (zeit-)aufwendig gestalten. 

Auch im Zusammenhang mit § 93a dürfen wir noch einmal darauf hinweisen, dass sich diese 

Bestimmung unseres Erachtens nur auf die bei der ASFINAG gespeicherten Video bilder be­

ziehen sollte und nicht auf Einzelbilder aus dem Mautsystem. Das Mautsystem ist noch viel 

weniger als die oben erwähnten Videosysteme für eine - im Einzelfall bescheidmäßig vorge­

schriebene - Verlängerung der Aufbewahrungszeit ausgerichtet. Eine solche Verlängerung ist 

technisch nicht vorgesehen. Insofern können aus dem Mautsystem - ex post - nur Bilder von 

potentiellen Mautprellern übermittelt werden, die zur manuellen Nachbearbeitung gespeichert 

werden. 

Abschließend ist auf Bestimmungen in anderen Gesetzesmaterien hinzuweisen, die es ua ver­

bieten, Videobilder zu speichern (zB § 98f StVO). Zur Vermeidung rechtlicher Zielkonflikte und 

in der Praxis uU schwer auflösbarer Abgrenzungsfragen ersuchen wir im Zusammenhang mit 

§ 93a SPG um eine KlarsteIlung im Gesetz oder in den Erläuterungen, wie § 93a SPG im 

Verhältnis zu anderen - allenfalls entgegenstehenden Rechtsnormen - konkret zu interpretie­

ren ist. Dies ist aus der Sicht eines betroffenen Rechtsträgers umso relevanter, als nach § 93a 

SPG nunmehr eine längere Speicherdauer bescheidmäßig vorgeschrieben werden soll. 

3.3 § 19a Abs 1 und Abs 1 a BStMG 

Aus Anlass der Novelle des Sicherheitspolizeigesetzes soll auch § 19a BStMG geändert wer­

den. Mit einem neuen Satz in § 19a Abs 1 soll geregelt werden, dass der Sicherheitsbehörde 

der geplante Einsatz von bildgebenden technischen Einrichtungen zur Feststellung der ord­

nungsgemäßen Entrichtung der zeitabhängigen Maut sieben Tage vor Beginn bekannt zu ge­

ben ist. 

Weiters sieht der neu eingefügte § 19a Abs 1 a vor, das die nach Abs 1 ermittelten Bilddaten 

und daraus gewonnenen Kennzeichen- und Kontrolldaten der Sicherheitsbehörde auf Ersu­

chen zu übermitteln sind. 

Wir weisen darauf hin, dass die Verpflichtung, die jeweilige Sicherheitsbehörde bereits sieben 

Tage vor dem geplanten Einsatz einer technischen Kontrolleinrichtung zu informieren, in der 

Praxis nur sehr schwer zu handhaben sein wird. Die Automatische Vignettenkontrolle (AVK) 

kommt - gemäß den Vorgaben des § 19a Abs 1 - an regelmäßig wechselnden Standorten in 

8/11 

AUTOBAHNEN· UND SCHNELLSTRASSEN·FINANZIERUNGS·AKTIENGESELLSCHAFT 

Rechtsfarm Aktiengesellschaft, Sitz Wien, FN 92191 a, Firmenbuchgericht Handelsgericht Wien 

UID·Nummer ATU 43143200, IBAN AT886000000090013306, BIC OPSKATWW 

TOV·AUSTRIA Zertifikat Nr. 20100102004818 

A·1011 WIEN, ROTENTURMSTRASSE 5·9, POSTFACH 983 

TEL: +43 (0) 50108·10000, FAX +43 (0) 50 108·10020 

E·MAIL: affice@aslinag at, asfinag at 

Zertifiziert nach ISO 9001 :2008 

8850/SN-326/ME XXV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)8 von 11

www.parlament.gv.at



~ A IS IF I i IN IA IG 

ganz Österreich zum Einsatz. Die Anbringung und Versetzung der Automatischen Vignetten­

kontrolle durch den Service- und Kontrolldienst (SKD) der ASFINAG geschieht oft sehr kurz­

fristig. Dies insbesondere deshalb, weil die AVK die Vor-Ort-Kontrollen des SKD ergänzen 

bzw. komplementieren soll und daher eine Versetzung der AVK aus einsatztaktischen Grün­

den oftmals kurzfristig vorgenommen wird. 

Die gesetzliche Verpflichtung, die Sicherheitsbehörde mindestens sieben Tage vor dem Ein­

satz jeder einzelnen AVK verbindlich zu informieren, wird nicht den Anforderungen in der Pra­

xis entsprechen. Dazu kommt, dass im Begutachtungsentwurf noch unklar erscheint, welcher 

konkreten - örtlich und sachlich zuständigen - Sicherheitsbehörde der jeweilige Einsatz mit­

zuteilen ist. Im Übrigen sehen wir gerade beim Einsatz der AVK nur einen geringen Mehrwert 

für sicherheitspolizeiliche Zwecke (siehe dazu unten). 

Wie oben unter Punkt 2. bereits dargelegt, werden sowohl im LKW- als auch im PKW-Bereich 

systembedingt nur dann Bilder von einzelnen Fahrzeugen gespeichert, wenn bei diesen ein 

Verdacht auf Mautprellerei vorliegt. In Übereinstimmung mit § 19a Abs 1 und 2 sind die Anla­

gen der ASFINAG technisch so konzipiert, dass das Speichern von Bildern von "Gutzahlern" 

bereits technisch ausgeschlossen wird. Die Anlagen sind seit ihrer ursprünglichen Konzeption 

so aufgebaut, dass über ihre Systeme weder eine Live-Beobachtung möglich ist, noch syste­

matisch Bilder von allen vorbeifahrenden Fahrzeugen gespeichert werden. 

Dazu kommt, dass - wie auch in den Erläuterungen zu § 19a ausgeführt - der Abgleich, ob 

ein Verdachtsfall auf Mautprellerei vorliegt, jeweils nur lokal an der Station vorgenommen wird. 

Nur in jenen Fällen, in denen ein Verdachtsfall vorliegt, werden Bilder zeitversetzt (und nicht 

in Echtzeit) an eine zentrale Stelle der ASFINAG Maut Service GmbH zur weiteren Nachbear­

beitung gesendet. 

Vor diesem Hintergrund kann der geplante § 19a Abs 1 a unseres Erachtens nur dahingehend 

verstanden werden, dass damit eine Übermittlungsverpflichtung an die Sicherheitsbehörde für 

bereits gespeicherte Bilder (d.h. konkreten Verdachtsfälle) intendiert ist. Eine andere Interpre­

tation des § 19a Abs 1 a wäre wohl weder mit § 19 Abs 2 rechtlich kompatibel noch praktisch 

mit dem derzeitigen System des Mautenforcement umsetzbar. Aus diesem Grund ersuchen 

wir um KlarsteIlung im geplanten § 19a Abs 1 a, dass es sich bei den "ermittelten" Bilddaten 

ausschließlich um jene Bilddaten handelt, welche die ASFINAG zulässiger Weise gemäß 

§ 19a Abs 2 gespeichert hat, weil ein Verdachtsfall auf Mautprellerei vorliegt. 
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Zu erwähnen ist ferner, dass die erst vor kurzem in Kraft getretenen § 19a Abs 1 bis 3 BStMG 

nach einem umfangreichen Begutachtungsverfahren und insbesondere auf Basis der einge­

langten Stellungnahmen des Datenschutzrates und des Verfassungsdienstes des Bundes­

kanzleramtes final ausgestaltet wurden. Der Vollständigkeit halber verweisen wir auf die dort 

angeführten grundrechtlichen und datenschutzrechtlichen Aspekte. Ziel der Ausgestaltung des 

§ 19a war eine Abwägung auf gesetzlicher Ebene zwischen den Anforderungen des Grund­

rechtsschutzes, dem Gebot der Datenminimierung und den gesetzlich an die ASFINAG über­

tragenen Aufgaben im Zusammenhang mit der Kontrolle der Mautentrichtung. 

Wie bereits oben an anderer Stelle angeregt, ersuchen wir auch im Zusammenhang mit dem 

geplanten § 19a Abs 1 a um Präzisierung, als welche Art von Rechtsakt ein "Ersuchen" zu 

qualifizieren ist. Nach geltender Rechtslage werden gespeicherte Bilder nur über eine Sicher­

steIlungsanordnung der Staatsanwaltschaft herausgegeben. Wir regen an, auch für die ange­

sprochenen "Ersuchen" ein entsprechend formalisiertes Verfahren vorzusehen. 

4. Zusätzliche Anregungen der ASFINAG 

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen ist es ein zentrales Anliegen der ASFINAG, 

dass die geplanten gesetzlichen Verpflichtungen jeweils nur so weit gehen, als dies mit den 

aktuell in Einsatz befindlichen Systemen technisch möglich ist. Andernfalls würden einzelne 

Anforderungen bzw. Verpflichtungen aus dem Begutachtungsentwurf zu voraussichtlichen 

Kosten für die erforderliche Adaptierung von technischen Systemen in zweisteiliger Millionen­

höhe führen. 

Eine Anpassung, insbesondere des bestehenden Videosystems der ASFINAG, sollte aus der 

Sicht der ASFINAG nur dann vorgeschrieben werden, wenn dafür gleichzeitig ein angemes­

sener Kostenersatz für die Errichtungs- und laufenden Betriebskosten gesetzlich normiert wird. 

Beim Mautsystem der ASFINAG, konkret bei den bildgebenden Kontrolleinrichtungen, gilt es 

zu beachten, dass diese derzeit für bestimmte Zwecke dem Grunde nach nicht ausgerichtet 

sind und daher einige der gesetzlich geplanten Anforderungen systembedingt nicht erfüllen 

könnten. 

Unseres Erachtens ist für eine Abwicklung allenfalls neuer gesetzlicher Anforderungen die 

Festlegung konkreter und möglichst zentraler Ansprechpartner auf Seiten der Sicherheitsbe­

hörden eine unabdingbare Voraussetzung. An einigen Stellen im Begutachtungsentwurf wird 

zwar auf die "Sicherheitsbehörde" Bezug genommen - es bleibt aber unklar, ob es etwa eine 

zentrale Stelle für Auskunftsersuchen geben soll. Dies wäre sehr zu begrüßen. Einerseits 
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würde eine Zentralisierung der Anfragen eine Verwaltungserleichterung und bessere Doku­

mentation bzw. Prüfbarkeit der Anfragen bedeuten und andererseits könnten die dafür erfor­

derlichen Schnittstellen zentral aufgebaut werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dipl.-Ing. Alois Schedl 
AUTOBAHNEN· UND SCHNELLSTRASSEN·FINAN· 

ZIERUNGS·AKTIENGESELLSCHAFT 
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